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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die zuständige WAK-SR teilte im Frühling 2022 die Ansicht von Motionär Stöckli (sp, BE),
dass es bei vielversprechenden Projekten im Bereich der Nachhaltigkeit und
Digitalisierung im Tourismussektor an langfristigen Finanzierungsmöglichkeiten fehle.
Die derzeit geltende Regelung von Innotour erlaube nur Anschubfinanzierungen und
ermögliche keine ausreichende, langfristige Vernetzung zwischen den vielen – teilweise
kleinen – Akteuren. Die Kommission beantragte das Anliegen zusammen mit einer
Motion Cottier (fdp, NE; Mo. 21.3278), welche ein nachhaltiges
Unterstützungsprogramm für den Schweizer Tourismus forderte, deshalb zur Annahme.

In der Sommersession 2022 beriet der Ständerat sodann die beiden Motionen
zusammen. Während er die Motion Cottier, die auch vom Bundesrat unterstützt worden
war, stillschweigend guthiess, nahm er die Motion Stöckli mit 29 zu 4 Stimmen bei 5
Enthaltungen an. Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) erläuterte erneut den
Standpunkt der Kommission, dass Projekte nur durch eine langfristige Finanzierung
auch nachhaltig sein könnten. Bei einer Anschubfinanzierung drohe, dass die
verwendeten Bundesgelder nicht effizient eingesetzt würden, falls das Projekt aufgrund
fehlender Mittel nicht weitergeführt werde. Wirtschaftsminister Guy Parmelin erklärte
hingegen, dass es nicht Aufgabe des Bundes sei, touristische Infrastrukturen auf die
lange Frist zu finanzieren. Er sah den Aspekt der Nachhaltigkeit darin, dass auch die
Akteure selber zum Erfolg beitragen müssten. Wenn ein Projektstart erfolgreich
verlaufe, könne zudem im Rahmen von Innotour eine Unterstützung für ein darauf
aufbauendes Projekt beantragt werden. Eine langfristige Finanzierung würde des
Weiteren dazu führen, dass nur einige wenige Projekte durchgeführt werden könnten
und viele andere Projekte das Nachsehen hätten, argumentierte Parmelin weiter.
Diesem Votum folgend und somit gegen die Ausschüttung neuer Subventionen im
Tourismusbereich stimmten schliesslich nur die drei SVP-Ständeräte Hansjörg Knecht
(AG), Werner Salzmann (BE) und Jakob Stark (TG) sowie der Parteilose Thomas Minder
(SH) gegen die Motion. Der Vorstoss ging damit an den Nationalrat. 1

MOTION
DATUM: 14.06.2022
MARCO ACKERMANN

Im März 2023 stand eine Motion von Roberto Zanetti (sp, SO) zur Sicherstellung des
metallischen Materialkreislaufes in der Schweiz auf der Traktandenliste des
Ständerats. Der Solothurner Ständerat forderte, dass der Bundesrat ein
Massnahmenpaket ausarbeitet, um den Produktions- und Recyclingstandort für Metalle
in der Schweiz zu sichern. In einem längeren Votum legte Zanetti dar, weshalb die
Motion so wichtig sei: Die Branche – er verwies dabei vor allem auf das grösste
Stahlwerk in der Schweiz, die Stahl Geralfingen AG, welches Metalle in grosser Menge
rezykliert und wiederaufbereitet – sei sehr energieintensiv und die Energiekrise mache
der Branche zu schaffen. Die derzeitigen Energiepreissubventionen in der EU hätten
indes grosse Wettbewerbsnachteile für die Schweizer Unternehmen zur Folge, welche
keine Entlastung erhalten würden. Ohne gezielte Unterstützung «sei der Verlust von
industrieller Substanz in grossem Ausmass zu befürchten», zitierte Zanetti Jean-
Philippe Kohl, den Leiter für Wirtschaftspolitik beim Verband Swissmem. Würde
beispielsweise das Gerlafinger Stahlwerk wegfallen, müssten Unmengen an Stahl aus
dem Ausland – Norditalien oder Süddeutschland – importiert werden, was gravierende
negative ökonomische als auch ökologische Folgen impliziere. Die Massnahme sei nicht
zuletzt eine «ökonomische und ökologische Landesverteidigung» im Sinne der
Versorgungssicherheit, um eine «wichtige Schlüsselindustrie» im Land zu behalten. Wie
der Sozialdemokrat ausführte, erfahre seine Motion zudem über die Parteigrenzen
hinweg Unterstützung – ganze 29 Ständerätinnen und Ständeräte hätten
mitunterzeichnet: Darunter beispielsweise Jakob Stark (svp, TG), der im Rat daraufhin
aufzeigte, dass sich diese Frage generell auf den Industriestandort Schweiz ausweiten
liesse. Es sei zu klären, welche Industrien systemrelevant und welche zu schützen seien
– auch im Hinblick auf andere energieintensive Industrien. Er verwies dabei auf seine
Interpellation zu ebendiesem Thema (Ip. 22.4371). Bundesrat Guy Parmelin blieb im Rat
beim Standpunkt des Gremiums, dass sich die Schweiz nicht in diesen
Subventionswettlauf begeben dürfe, wie es im Ausland der Fall sei. Zudem würde dies
weitere Industriezweige zu Forderungen bewegen. Weiter führte Parmelin aus, dass der

MOTION
DATUM: 16.03.2023
MARCO ACKERMANN
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Energiepreisanstieg in der Schweiz weniger stark ausgefallen sei als im Ausland und die
Absicherung gegen Energiepreisrisiken bei solchen Branchen zum Kerngeschäft gehöre.
Des Weiteren sei die Beschäftigung im Land gut, die Inflation und die Steuerbelastung
tief, was alles gute Rahmenbedingungen darstellten. Letztere – und nicht die
Chancengleichheit – seien auch das Ziel der Schweizer Wirtschaftspolitik. Zu guter
Letzt habe sich der Bundesrat im Rahmen des Postulats 18.3509) vorgenommen, neue
Massnahmen zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft im Bausektor und damit auch der
Rezyklierung metallischer Abfälle zu prüfen. Trotz der vielen Ausführungen des
Bundesrates zeigte sich im Ständerat schliesslich ein deutliches Bild: Mit 35 zu 5
Stimmen bei 2 Enthaltungen nahm dieser die Motion an. 2

Mit einer im Dezember 2022 eingereichten Interpellation wollte Ständerat Jakob Stark
(svp, TG) vom Bundesrat wissen, welche Massnahmen zur Unterstützung für
stromintensive Unternehmen getroffen werden könnten, um im internationalen
Wettbewerb bestehen zu können. Er argumentierte, dass im nahen Ausland – etwa in
Deutschland ab Januar 2023 – aufgrund der hohen Strompreise eine Preisbremse für
Unternehmen beschlossen worden war, in der Schweiz die Unternehmen bisher aber
noch von keiner Entlastung diesbezüglich haben profitieren können. Der Bundesrat soll
deshalb die Konkurrenzfähigkeit energieintensiver Schweizer Unternehmen aufgrund
dieser Situation prüfen und mögliche Massnahmen aufzeigen, um die Existenz der
Betriebe sicherzustellen. In seiner Stellungnahme vom Februar 2023 gab der Bundesrat
bekannt, sich der schwierigen wirtschaftlichen Lage für energieintensive Unternehmen
bewusst zu sein. Er habe sich aber bereits im November 2022 dazu entschieden,
vorerst nicht in den Markt einzugreifen, da sowohl die Wirtschaftslage als auch die
Teuerung eine solche nicht rechtfertigten. Zur Sicherung der Arbeitsplätze sei zudem
das Instrument der Kurzarbeitsentschädigung vorhanden. Schliesslich würde eine
Subventionierung der energieintensiven Unternehmen zu Ungleichbehandlungen
gegenüber anderen Branchen führen, gab der Bundesrat in seiner Stellungnahme zu
bedenken. Mit der schriftlichen Antwort des Bundesrates zeigte sich Stark im März
2023 teilweise befriedigt – die Interpellation war damit erledigt. 3

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 16.03.2023
MARCO ACKERMANN

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In weiteren fünf Sitzungen bereinigte das Parlament den Bundesbeschluss über eine
besondere Besteuerung grosser Unternehmensgruppen. Nicht umstritten waren die
Titeländerung sowie der Auftrag an den Bundesrat, innert sechs Jahren ein
entsprechendes Bundesgesetz auszuarbeiten. Der Ständerat bereinigte beide
Differenzen gleich in der ersten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens. 

Er hielt jedoch nach langen Diskussionen entgegen einem Minderheitsantrag
Rechsteiner (sp, SG) am Verteilschlüssel der zusätzlichen Steuereinnahmen von 75
Prozent für die Kantone und 25 Prozent für den Bund fest. Mit dieser Lösung gelange
«möglichst viel Geld in den nationalen Finanzausgleich», so dass die Beiträge für die
meisten Kantone anstiegen, begründete Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ)
diesen Entscheid. Umstritten war zwischen den Befürwortenden einer hälftigen Teilung
und dem Vorschlag der Kommissionsmehrheit auch die Frage, ob es sich um eine
kantonale oder eine nationale Steuer handle. Bei einer kantonalen Steuer könne ein
Bundesanteil von 25 Prozent als grosszügig erachtet werden, argumentiert etwa der
Sprecher der WAK-NR, Martin Landolt. Umgekehrt würde bei nationalen Steuern eine
hälftige Teilung etwa der Aufteilung der Gewinnsteuern von juristischen Personen
entsprechen, betonte Jürg Grossen (glp, BE). Obwohl die nationalrätliche Kommission
anfänglich eine hälftige Verteilung gutgeheissen hatte, übernahm nun Martin Landolt im
Namen der Kommission das Bild einer «kantonalen Steuer» – auch wenn er später
zuhanden des Protokolls betonte, dass es sich faktisch gemäss bundesrätlicher
Botschaft um eine Bundessteuer handle – und willigte in die ständerätliche 75-zu-25-
Prozent-Aufteilung ein. Mit 99 zu 87 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) folgte ihm der
Nationalrat und lehnte damit einen Minderheitsantrag Grossen auf Festhalten ab. Die
Grünen, Mehrheiten der SP und der GLP sowie eine Minderheit der Mitte-Fraktion
sprachen sich für den Mehrheitsantrag aus und trugen somit zur Beseitigung dieser
Differenz bei.

Offen blieb jedoch nach wie vor, ob die Beteiligung von Gemeinden und Städten

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2022
ANJA HEIDELBERGER
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ausdrücklich geregelt werden soll. Auch hier folgte der Nationalrat seiner
Kommissionsmehrheit und lehnte einen Minderheitsantrag Aeschi (svp, ZG) ab, welcher
die Definition einer angemessenen Beteiligung der Gemeinden und Städte den
Kantonen überlassen wollte. Nachdem sich der Ständerat in dieser Frage erneut
unnachgiebig gezeigt hatte – es sei «eigentlich fast verfassungswidrig, wenn wir hier
den Kantonen vorschreiben, wie sie das Geld zu verteilen haben» (Stark; svp, TG), war
argumentiert worden –, lenkte der Nationalrat auch hier ein. Er bereinigte somit die
letzte Differenz mit 104 zu 72 Stimmen (bei 1 Enthaltung) – gemäss
Kommissionssprecher Landolt jedoch nicht aus Überzeugung, sondern weil «das Ziel
einer Differenzbereinigung eben darin besteht, Differenzen zu bereinigen». 

Zusammen mit der Behandlung des Bundesbeschlusses über eine besondere
Besteuerung grosser Unternehmensgruppen endete schliesslich auch der letzte Auftritt
des zurücktretenden Finanzministers Maurer, der vom Nationalrat mit «[s]tehenden
Ovationen» – wie es im Amtlichen Bulletin festgehalten wird – verabschiedet wurde.

Mit 127 zu 59 Stimmen (bei 10 Enthaltungen; Nationalrat) respektive 38 zu 2 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen; Ständerat) nahmen beide Kammern den neuen Bundesbeschluss in
den Schlussabstimmungen an. Die ablehnenden Stimmen und Enthaltungen im
Nationalrat stammten von Mitgliedern der SP- und der Grünen-Fraktion. Somit wird die
Schweizer Stimmbevölkerung im Juni 2023 über die Verfassungsänderung befinden. 4

1) AB SR, 2022, S. 524 ff.; Bericht WAK-SR vom 24.3.22
2) AB SR, 2023, S. 259 ff.
3) AB SR, 2023, S. 267; Ip. 22.4374
4) AB NR, 2022, S. 2170 ff.; AB NR, 2022, S. 2176 f.; AB NR, 2022, S. 2314 ff.; AB NR, 2022, S. 2460; AB SR, 2022, S. 1141 ff.; AB
SR, 2022, S. 1206 f.; AB SR, 2022, S. 1378; LT, NZZ, 7.12.22
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